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Werte ßsno s«er»,

dinge sc:-r.a:,3sx

ich Kaba .Eure Ladung Vom 16* Juli. 1,973 in äea gegen, mich ange- 
strongton Verfahren erhalten* Da ich mit organisationörecht- 
lic't: i Dingen wenig Bescheid wo
. A* TU L« Öurlnnd, clor im. K-ahman;'• seiner -Professur für Wissen— 
schaf tllcho Politik an .der technischen iiochßdhuio Baxmst&di . 
über sehn Jahre lang Geschichte der Arbeitsrbevegsrag «nd Ga- 
..Schicht« der sozialistischen Ideen galehrt hat9 als Spezialist 
für fragen der internen Parteigerichtsharkelt gilt und' als einer 
der hl testen Genossen am Ort dsvj Interboairksvörstarid nicht uitie» 
kaxmt sein dürfte, um eine Kochtsbelehnmg gebeten.

Ich befolg® seinen I?at, Inders ich den .Antrag stelle,

.'die SclddakoBEiisaloa. möge

a) zum Antrag des - Itaterbezirfcsvoretandos vom 7* ,Mai 
feststollen« daß ich mich eines Verstoße*. gegen 
die Parteiordnung nicht schuldig-gemacht habe, und

’o) den Zusatzantrag vom 6. Juni vagen XJnsust ändigkei.t 
atvoisen«

Zur Begründung lege ich, wozu reich Genosse Gurland ermächtigt 
hat, seinen Brief bei, den ich zu den Akten zu nehmen bitte«

Laut § 8 Abs • 5 der Scjiiedsordntmg erkläre ich mich damit ein­
verstanden, daß die Entscheidung der Schiedskomzaissioa im schrift­
lichen Verfahren ergeht»

Mit sozialistischem Gruß

f / /' k:; /•> h K  ■<

■
«. ‘ (Friedrich KrShnke)
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Friedrich Kröhnlce
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Lieber Genosse Kröhnke,

Du hast mich um ein© Beurteilung dex' Dokumente gebeten, di© 

bis Jetzt ita gegen Dich angestrengten Orcbmrig«verfahren vor­

liegen» Ich habe diese Dokument® gründlich studiert und sehe 

keinen Grund, meine Meinung nicht zu sagen« Ich beschränke 

mich heute auf dio rechtliche Seite der Angelegenheit«

I. Antrag vom 7» Mai 1973*s sas m .ss ts’zz m m m ss ss «'«■» ss «s » m*s. ss *5 $s

Der Antrag weist formale und sachlich« Mängel auf. dio ich iia 

einzelnen anführe 1

Foramio Mängel

1, Der Antrag führt zwar im Kopf dio Kennzeichnung WSPB- 

Unterbezirk Danastadt-Stadt. Vox-stand”, enthält aber keine 

Mitteilung darüber, wann, in welcher Verfahransveieo und mit 

velehcx' Mehrheit der Vorstand des Unterbezirks den Antrag be~ 

schlossen hat. Dor Antrag bezieht sich zum größeren Teil auf 

eine Veröffentlichung vom 4. Mai. Es will mir nicht in den 

Kopf, daß der Vorstand in seiner Gesamthalt bis zum 7« Mal 

Gelegenheit gehabt haben soll, einen aus acht, smm Toll rocht 

ausführlichen Punkten bestehenden Antrag ausarbeiten zu lassen, 

durchzuberaten und ordnungsgemäß zu beschließen.
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2. Der Antrag trögt nick- eine in Sclxreibtaascltinenschrif t 

erkennbar© Unterschrift des ita Aufträge des Vorstandes zeich­

nenden Amtstrügers, sondern ist mit einem unleserlichen Iraks 

unterschrieben» Das ist eine nicht unerheblich© Formverlotzii 

Daß ich weiß, von wem der Krakel stammt, ändert daran nichts.

3» Der Antrag macht zum Haupt gegen stand der Anklage ©ine 

VerSffentlichung, die gegen einen Artikel des 1. Vorsitzenden 

des Unterbezirks polemisiert. Es müßte solbstvor st •'•'tu?lieh sc 

daß der 1. Vorsitzende des Unterbezirks, der in der Veröffent 

lichung kritisiert worden ist, an der Durchführung des Ordnun 

Verfahrens nicht teilnimrat. Der im vorigen Punkt erwähnte 

Krake1 stammt aber von ihm. Der Kritisierte fungiert also al 

federführender Vertreter' der antragstell enden Gliederung. De 

ist unzulässig.

4. Den Haupt gegen st and der Anklage bildet eine Pressepolomil-: 

gegen einen Artikel, der seinerseits eine Pressepolemlk gegen 

ein Heft der darm-tädter Studentenzeitung darstellt. Ein Urt 

über diesen Hauptgegenstand der Anklage kann sich also offen­

kundig nur jemand bilden, der Gelegenheit gehabt hat, beide 

Veröl'fentlichungen, die der Dein!gen vorausgegangon waren, zu 

studieren* Diese beiden YerBffent1ichungen sind dem Antrag 

nicht boigefiigt. Das ist eine unstatthafte Beeinträchtigung 

der liechte des Antragsgegners» (Ein Staatsanwalt, der vor 

einem ordentlichen Gericht so verführe, bekäme es mit seinen 

Vorgesetzten zu tun, denn eine solche Verfahrensweise wäre 

geeignet, die Anklage schon in der ersten Instanz zu Fall zu 

bringen oder zum mindesten der Verteidigung eine sichere Re­

vision s grund1age zu verbürgen.) Ich finde das deswegen beson 

ders befremdlich, weil der Unterzeichner des Antrags nicht n 

Parteivorsitzender und Oberbürgermeister ist, sondern auch 

Sehr!ftstissl Iar. NatlJrH nh v̂ ifi «r5 welch grobe üngeherijkoit 

ein solches Vorgehen wäre, würde es im Rahmen einer litera-#t • /!
rischen oder wissenschaftlichen Polemik angewandt«. Um wievie 

mehr in einem Recht»verfahren!
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Sachliche Mängel

1* her Antrag befindet sich insofern nicht iia Einklang mit 

den Vorschriften, die für das Parteiordnungsverfahren gelten,
f  ,     « *  ^  <r-% , 4 i  *  ^ ,...    4  . 4 .    *» r \  * *  A« & ' •  *“* fff

U J L &  & ?  U X t ?  A J U t f  ( « X l U m i U x ^ « 7 4 &  « J L tS J X  . t * * >  * » « .* .  JL  U U U  * - * « * »  3 -  V in ~ » a »  w A  | ^ ä * —

nisationsstatuts miteinander vermengt und durcheinanderbringt• 

Nach Abs. 1 ist das Ordnungsverfahren bei "grobem Varstob gegen 

die? Grundsätze der Partei11 durchzuführen, ganz egal, ob der 

Partei daraus ein Schaden erwachsen ist oder nicht. Nach Abs. 3 

kann aber auf Ausschluß nur erkannt werden bei "orhebl 1 chernK 

Verstoß gegen die Grundsätze der Partei, wenn durch diesen Vor­

stoß "schwerer Schaden, für die Partei entstanden ist*1. Dar 

Antrag schichtet hier aufeinander, “wiedorhclt", "vorsätzlich*, 

*grcö% "erheblich* und "schworen Schaden für die Partei?. Diese 

Tatbestandsverstärkungen, die im Rechtsdenken des Parteistatuts • 

das "Strafdelikt11 erat konstituieren, kennzeichnen Jedoch ver­

schiedene Tatbestände. "Wiederholt11 kann sich nur auf "Zuwi— 

derhandeln gegen Beschlüsse** lt. Abs. 1 beziehen! "vorsätzlich" 

gilt für Verstöße "gegen die Statuten* lt* Abs• 3» "grob" kenn­

zeichnet den Verstoß "gegen di© Grundsätze der Partei" lt Abs. 1 

"schwerer Schaden für die Partei" kann, da *guwlderhandeln* 

nicht vorgobracht wird, nur den Verstoß "gegen die Grundsätze** 

im Sinng, des Abs. 3 ira Auge haben. Es ist demnach unklar, 

welchen Straftatbeetand dar Antrag als Peeht'sgrund für das 

Ordnungsverfahren geltend macht und welche "Strafbestimmung" 

angewandt worden darf. Bei einer Anklageschrift vor ortientli- 

clien Gerichten wäre das ein ausreichender Grund für eine Nich­

tigkeitsbeschwerde. In einem Parteiverfahren, in dem die Rech­

te des Antragsgegners viel größeren Schutz beanspruchen, müßte 

das die Rückgabe des Antrags an den Antragsteller wegen Miß­

achtung der elementarsten x'oehtliehen Voraussetzungen eines 

Farteiordnungsvorfahren begründen,



2. Die acht Punkte, die im Antrag gegen den Antragsgegner 

vorgebracht werden, führen nicht eins einzige Handlung an, 

in der ein Verstoß erblickt würde, sondern bringen nur 

Meinungen des Antragstellers vor. Meinungen k-Hrtneii keiner 

Verstoß gegen die Grundsätze der Partei darstellen: einer der 

wesentlichsten Grundsätze der Partei ist das Bekenntnis zur 

Freiheit der Meinungsäußerung. Die Sozialdemokratische Partei 

kennt keine Meinungsdelikte. Jedes Mitglied der Sozialdeiao- 

kratischen Partei ist frei, auch solche Meinungen zu äußern,
»

die mit den Grundsätzen der Partei nicht übereinstinuaen. Ein 

Verstoß gegen diese Grundsätze wird daraus erst, wenn zur 

Meinungsäußerung Taten hinzukomraen, die der Anwendung dieser 

Grundsätze entgegenwirken. Und ein Ausschlußgrund ist erst 

da, wenn solche Taten der Partei schweren Schaden zugefügt 

haben. Disziplinarraaßnalunen und Parteiausschlüsse wegen 

"falscher Meinungen" gibt es nur in ko nununistischen Parteien. 

Gewiß hat es auch in der Sozialdemokratischen Partei Versuche 

einzelner Gliederungen gegeben, Meinungen, die ihnen nicht ge­

fielen, mit Ausschlußverfahren zu ahnden. In dem halben Jahr­

hundert , in dem ich solche Dinge verfolge, kann ich mich an keine 

Fälle erinnern, in denen solche Versuche geglückt wären.

Boi gr>ic3. s Ablehnung der Todesstrafe ist seit eh 

und je ein unerschütterlicher Grundsatz der Sozial­

demokratischen Partei (im Gegensatz wiederum zu 

den kommunistischen Parteien). Es ist kein Ver­

stoß %egen die Grundsätze der Partei", diesen 

einen Grundsatz nicht zu teilen; es ist auch kein 

Verstoß, eine solche abweichende Meinung zu äußern 

und den Versixch zu machen, andere Genossen für sie 

zu gewinnen. Es wäre ein grober Verstoß "gegen die 

Grundsätze der Partei", wenn ein Mitglied eine Orga­

nisation gründete (oder in einer Zeitung roitvirkte), 

die Propaganda für die Wiöereinführung der Todesstra­

fe betriebe.



3. Daß der Partei aus einem “erheblichen Verstoß** gegen 

ihre Grundsätze **schwerer Schaden entstanden** ist, kann

nicht bloß behauptet, sondern der Schaden muß konkret dar­

gestellt und bewiesen werden* Zielt ein Antrag auf* die Fest­

stellung solchen Schadens als Ausschlußgrund, so muß er nicht 

nur den konkreten Schaden klarlegen, sondern außerdem auch an 

geben, welche Beweise der Antragsteller anzutreten, welche 

Dokumente er vorzulegen und welch© Zeugen er zu benennen ge­

denkt. Er darf damit nicht erst in der mündlichen Verhandlun 

kommen, denn dann müßte die Verhandlung ausgesetzt werden, bi 

der Aittragsgegner die Möglichkeit gehabt hat, den Gegenbeweis 

anzutreten, Der Antragsteller scheint nicht zu wissen, daß di 

Beweislast bol ilia liegt. Er begnügt sich mit der Behauptung 

daß awei veröffentlichte Meinungsäußerungen des Antragsgeg­

ners ”1X1 erheblicher Veise gegen die Grundsätze der Partei 

verstoßen" (was sie, wie oben dargelegt, gar nicht können) 

"und in der OffontlichJco.it schweren Schaden für die Partei 

hervorrufea, indem die SPD in den Verdacht gerät, eine Politif 

gegen daß Grundgesetz zu betreiben**. Der Beweis ist weder 

erbracht noch ungebeten worden, daß die Partei in einen solch 

Verdacht geraten inti der Beweis ist weder erbracht noch an— 

geboten worden, daß ein solcher Verdacht inl o I-to der beiden 

VsrSffentlichungen dos Antragsgegners entstanden ist5 der 

Beweis ist weder erbracht noch angebo ton worden, daß ©in sol­

cher Verdacht, wenn er entstanden wäre, der Partei einen echv 

ren Schaden :;r .Tof'igt hätte« Solche Beweise können natürlich 

weder erbracht noch auch angeboten werden, denn es werden hie 

nur Mutmaßungen vorgebracht. Nirgends aber steht im Partei­

statut, daß nuf Grund von Mutmaßungen über mögliche Ausvirkurt 

gen von Meinungsäußerungen einem Parteimitglied auch nur ein 

Härchen gekrümmt werden darf. Vermeintliche Auswirkungen von 

Meinungsäußerungen sind weder meßbar noch auf feststellbare 

Ursachen zurückzuführen» Sic können ebensowenig geahndet wer 

den wie die Meinungsäußerungen selbst. Umgekehrt ist ein
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leichtfertiger Ausschlußantrag, der dazu auch noch in die

Presse gesetzt wird, nicht eine Meinungsäußerung, sondern 
die

eine Handlung, unbezweifeibar die Persönlichkeitsrechted©s 

mit dem Ausschluß bedrohten Mitglieds verletzt. Sie legt 

den Verdacht nahe, daß die Antragsteller die im Grundgesetz 

unter Schutz gestellte Wurde: der menschlichen Person und die 

ihr verbrieften Rechte nicht achten, also "eine Politik gegen 

das Grundgesetz betreiben®.

II. SüSS^zant rag_vonjB6i;aJuni_1272

1. Noch welliger als der Antrag vom 7» Mai entspricht der Zu­

satzantrag den Vorschriften des Parteistatute. Er läßt über­

haupt nicht erkennen, welche Gliederung der Partei ihn beschlos 

sen hat und wann und unter welchen Voraussetzungen das gesche­

hen ist.

2. Das Delikt der Anmaßung des Stimmrechts existiert in den 

Bestimmungen über das Ordnungsverfahren überhaupt nicht* Venn 

jemand aus jugendlicher Wichtigtuerei, aus Unkenntnis der 

Satzung, aus Übereifer oder' um zu beweisen, wie schlecht Man­

dat sprüfung und Versammlungsleitung funktionieren, abzustim- 

inen versucht, wo er nicht stimmberechtigt ist, ist es Sache 

der Mandat sprüfungskotamission oder’ der Versaaualungsleitung 

(im vorgebrachten Fall: des Parteitagspräsidiums) oder beider, 

das unmöglich zu machen. Ist es trotzdem passiert, veil die 

verantwortlichen Instanzen ihre Pflichten auf die leichte Schul 

ter genommen oder - schlicht - geschlafen haben, so kennen sie 

zwar den unberechtigt Abstiramenden nachträglich rügen, aber im 

Grunde sollten sie sich selbst an die Hase fassen. Eine Hand­

habe für ein Ordnungsverfahren ist hier nicht gegeben. Die 

Schiedsitouuaission muß den Zusatzantrag ohne Verhandlung «regen 

Unzu s tändigke i t zurückwei s en.

- 6 -
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3. Wäre der hier vorgebrachto Tatbestand (von dem dor An- 

tragsgegner nichts weiß) ein Verstoß im Sinn© des § 33 des 

Parteistatuts, so müßte das ira Zusatzantrag genannte Beweis- 

angebot »1» verfehlt «rurüekgevieses, worden. KaoL Ci «gliche 

Aussagen darüber, ob jemand zu einem bestimmten Seitpunkt in 

einem Fcauza mit vielen Menschen die Hand hochgehoben hat - 

und das auch noch nach sieben Monaten! entbehren jeder 

Beweiskraft, weil sie auf Sinnes- oder Gedächtnistäusciiung 

beruhen können« Sie werden io Strafprozeß nicht als bowel»— 

kräftig gewürdigt. Dor einzige zulässige Beweis wäre ein 

20. Januar in Gegenwart des Beschuldigten aufgenommenes Pro­

tokoll der Mandateprüfung3lconuniccion gewesen. Offenbar liegt 

ein solches Protokoll nicht vor. Welcher Unfug!

III. Ladung der Schiedskommission
S S  SS 8 9 ;S S  S Ä  SS, « S  SS S S  ÄS 8 8  S Ä »  »  SS, £ S  SS. « 8  3 3  CB SB » S B  Ä S S S  Ä  SÄ  CS

Auch ert. der Ladungsurkundo dor Schiedskommission, vom io. Juli 

1973 sind wichtig© Punkto zu beanstandens

1. Laut § 6 Abs. 3 der Schiedsordnung beginnt das Ordnungsvar 

fohron mit dem Hingang des Antrags bei der Schiedskommission, 

wovon der Antragsgegner mit unverzüglicher Zustellung'des An­

trags zu unterrichten ist. Der Antrag ist bei der Schiedskom­

mission am 29. Juni eingegangen« Die Benachrichtigung dos 

Antragsgegnors datiert vom 16. Juli. Di© Schiedskommission 

hat achtzehn Tage gebraucht, um den Antrag •unverzüglich* 

woiterzugebon. Dor Schiedskommission scheint nicht auf gef al­

len zu sein, daß clor Antrag vom 7* Mai ihr erst am 29. Juni 

zugegangen ist. £3 wäre ihre Pflicht gewesen, diesen merkwür­

digen Sachverhalt vor Eröffnung dos Verfahrens aufaukLÄren« 

Hier geht augenscheinlich etwas nicht mit rechten Dingen zu.



8

2. Unter Berufung auf § 9 Abs. 2 Satz 1 der Schiedsordmmg 

tollt der Vorsitzende der Schiedskommission mit, daß er den 

Ortsverexn Bamstadt-Eborst&dt «geladen** habe» Das ist ein

Verfahronsmangel• Auf Grund von § 9 Abs. 2 (der nur einen 

Satz hat!) könnte nur eine Organisationsgliederung geladen 

werden, die dem Vorfahren beigetroton ist. Eine Mitteilung 

darüber, daß der Ortsverein Darmstadt-Eberstadt, der ursprüng­

lich die Einleitung eines Verfahrens gegen den Antragsgegner 

beschlossen hatte, dem vom Vorstand dos Untorbezirks Darmstadt- 

Stadt betriebenen Verfahren beigetreten sei, liegt nicht vor*. 

Wäre er beigetreton, so wäre 1t• § 9 Abs* X 2iff. b nicht der 

Ortsverein zu laden gewesen, sondern sein Vorstand.

3. Venn es sich freilich nicht um die Ladung einer Organisa­

tionsgliederung, die d©ra Verfahren böige treten ist, handelt, 

sondern um eine "Beiladung** nach § 9 Abo. 3 Satz 1 (hier gibt 

es Satz 1 und Satz 2!), muß der Vorsitzende der Schiedskommis­

sion nittellcn, ob er di© Beiladung "von sich aus" (Satz l) 

oder auf Antrag (Satz 2) vorgenouaaon hat, welchem Zweck die 

Beiladmag dient und wer genau die Beige1adenon sind. Bio 

mündliche Verhandlung in einem Ordnungsvorfahren dient dor 

Rechtsfindung; eie kann keine Massonachau sein. Wird eine 

Organisationsglicdcrrmg "beigeladen”, so kann eich die «Bei­

ladung” in sinngemäßer Auslegung von § 9 Abs. 1 21ff• c nur 

auf die Mitglieder de© Vorstands dieser Gliederung erstrecken. 

Etwas anderes wäre imzulässig«

h. Dar Verdacht, daß jemand (wer auch immer) die Absicht 

verfolgt, statt einer ordentlichen der Rechtsfindung dienenden 

Verhandlung eine größere Vorp?:nmlnng stattfinden zu lassen, 

wird durch die Ladups zur Verhandlung ira großen Sitzungssaal 

der IIEAG nahegelegt. Die Schiedskommission hätte die Möglich­

keit eines solchen Mißbrauches der mündlichen Verhandlung durch 

eine andere Lokalvahl unterbinden müssen. Daß sie das nicht 

getan hat, erscheint mir als ein besondere schwerer Verfahrens- 

ujangel •
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5» Der Zusatzantrag vom 6* Juni 1273hätte in dio Ladung 

zur mündlichen Verhandlung nicht auf geno turnen werden dürfen, 

weil oi- nicht Gegenstand dos Verfahrens sein kann und demzu­

folge in dar mündlichen V«dwidluug nicht nryr^Brt werden t a n «

Schlußfolgerung*3.ss»ta®i®»'asa6'issss«s5Ä:Sa

Der bisherige Vorgang entspricht nicht dom Docht3sinn oines

Orömmgsverfahrons nach § 35 dos Organisationsstatuts, und 

die Voraussetzungen eines Ausschlusses nach § 35 Abs« 3 sind 

Rechtens nicht gegeben« Ich bin der Meinung, daß dio Schieds­

kommission rechtlich gar keine andere Möglichkeit hat, als 

1t. § 13 Abs» 1 Zlff. b. dor Schiedsordnung die Feststellung 

zu treffen, daß kein Verstoß vorliegt. Einer Beweisaufnahme 

bedarf es dazu nicht»

Eine mündliche Verhandlung über den Antrag vorn 7« Mai ist 

iiberfl 1 \ nn1 rr« weil Gegenstand des Antrags nur Meinungen des 

Antragsgegnero sind und der Antragsgegner gar nicht bestreitet, 

sie geäußert zu haben; um fostzuatollen, daß ein Ordnungsvor- 

fahron nicht zur Widerlegung oder Brandsuarkung von Meinungen 

durchgoführt. worden kann, braucht dio Schiedskommission'weder 

Zeugen zu vernehmen noch den Beschuldigten zu hören. Und 

eine mündliche Verhandlung über den Zusatzantrag vom 6« Juni 

ist nicht zulässig, voll dieser Zusatzantrag nicht vor die 

Schiedskonsnbsion gehört*

Der einzige Rat, den ich Dir also nach beetem Wissen und Ge­

wissen geben kann, ist*

a) dex- Kommission einen Antrag auf eine solche Feststel­

lung des Nichtverstoßes 1t« § 15 Abs. 1 Ziff. b der 

Schiedsordnung zu unterbreiten,

b) der Kommission aiiheimzust eilen, don Zusatzantrag 

vom 6. Juni wegen Unzuständigkeit abzuweisen und
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c) Dich it, § 8 Abs. 5 «har Schiedaordnung mit einer 

Entscheidung iss» schriftlichen Verfahren einverstan­

den zu erklären»

Du bist erraäcimigt, diesen meinen Brief als Begründung boi- 

zulogen.

Ich bin, vie gesagt, der Meinung, daß der Antrag dos üntor- 

bezirka Darmstadt-Stadt vom ?. Hai 1973 jeder Rechtsgrundlage

entbehrt und unabhängig vom Inhalt des Keimmgadolikta, das 

Dir zur La3t gelegt wird, abgolehnt werden raufi, eben weil es 

Melnungsdolikte in -der Parteigerichtebarkeit der deutschen 

Sozialdeisolcx’atio nicht gibt, nie gegeben hat nicht geben

darf»

Trotzdem werde ich in einem besonderen Schriftstück zu der 

Frage Stellung nehmen, ob die Meinungen £i© Du goäußerst hast 

und die Dir als Verstoß gegen die Grundsätze der Partei vor­

geworfen werden, auf diese oder jene Weise mit den Grundsätzen 

der Sozialdemokrat!sehen Partei unverträglich sind. Das wird 

aber noch einige Tage in Anspruch nehmen. Ich wordo wegen der 

Xlirze der Zeit dies Schriftstück direkt an die Schiedskommission 

schicken.

Freundlichen Gruß I
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A. R. L« Gur 1 and • 15« August 1973
6100 Darmstadt
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An die
Schiedskommission des SPD-Unterbezirkn
Darmstadt - Stadt
z. iid. dos Vorsitzenden Walter Hener
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nt '■mm i niwwiiMaiiiiiiiiiiwiwiii mww w itwi

Stefan—George-«©0 37

i

Werte Genossen,

zun» Ausschlußantrag des Unterbezirks gegen Friedrich Kröhnke 

vom 7. Mai 1973 habe ich in einem Brief an den Antragsgegner 

— dieser Brief ist inzwischen in Enron Akten - ausführlich dar- 

gelegt, warum ein Parteiausschluß, der nur mit Meinungsäußerun­

gen des Auszuschließenden begründet wird* unzulässig ist« Zu den 

Meinungsäußerungen selbst, die Itröhnke zur East gelegt werden, 

hat mich der Betroffene tun eino

GUTACHTLICHE STELLUNGNAHME 

gebeten« Dieser Bitte korana ich im folgenden nach.

Bevor ich an die Erörterung der Vorwürfe herangeh©, die in den 

acht Punkten des Antrags erhoben worden, muß ich einige Fest­

stellungen treffens

1« Vorbemerkung» Streitgegenstand

Der Antrag legt Kröhake zwei Veröffentlichungen zur Last, die 

als Beweisraaterial beigefügt sind. Eine dieser Veröffentlichun­

gen, ein Leserbrief unter der Überschrift nAnalyse schuldig ge­

blieben** im Darm»t;*dter Echt? vom k» Hai 1973 enthält knappe 

kritisch© Betrachtungen zu einem überaus umfangreichen Artikel 

von Heinz Winfried Sabais, der dem Bewoismaterial nicht beige­

geben ist und der seinerseits gegen ein Heft der d arm sitä dt, eg._ 

studontenzeitung polemisiert« Dies lieft ist dem Bewoismacerial 

auch nicht beigegeben und im Antrag noch nicht einmal richtig 

angeführt. Tatsächlich geht es um Jg. 21, Nr. 132 (Januar/Februar 

1973X
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Der Antrag überniiaot die Argumente des Sabaia-Artikels, indem 

ex* dem kritisierten, Heft der studentischen Publikation “lierab- 

sotzende und ver 1 eurade r i sche Poleiaig • J gegen die SPD* 

nachsagt.

Dazu ist festsmatolleni Das lieft hat 0 Seiten au durchschnitt­

lich 6 500 Anschlägen, »ntspricht im Umfang also einem Buch 

von IO — 12 Druckbogen« Es besteht aus zwo! redaktionellen Vor­

bemerkungen und fünf größeren Artikeln. Eine der Sozialdemo­

kratie feindliche Haltung legen an den Tag die redaktionellen 

Vorbemerkungen und ein Artikel, der eine böswillige Kritik an 

der Gewerkschaftspolitik übt, zusammen 6 Seiten. In demagogisch— 

phrasenhaften Stil mit gehässigen Ausfällen die sozialdemo­

kratisch© Politik ist ein Inseitiger Artikel über MJLebenequali— 

tat* gehalten, dessen .sachlicher Gehalt trotzdem unbedingt erbst 

zu nehmen ist. Ob man mancherlei Formulierungen in diesem einen 

Drittel des Heftes als *herab setzend® empfindet, ist Sache des 

Geschmacks* Mein Geschmack sind sie nicht.

Aber mein Geschmack ist euch die Sabais—Polemik nicht, denn Ver­

leumdungen habe ich in den erwähnten Artikeln, die mir mißfallen, 

nicht gefunden, und watalinistisch", wozu sie die Sabais-Polemik 

gemacht hatte, sind sie auf gar keinen Fall die antistalinisti- 

sehe Färbung auch der gegen die Sozialdemokratie vo ̂gebrachten 

Argument© ist unverkennbar.

Den übrigen Teil, also zwei Drittel, dos dez—lieftea bilden sach­

liche und Materialreiche Abhandlungen zur wirtschaftlichen Ent­

wicklung der Bundesrepublik, zur Problematik des Umweltschutzes 

und zur Geschichte der Sozialdemokratie• Fundierte Kenntnisse, 

wissenschaftliches Niveau und analytische Durchdringung des 

behandelten Stoffes sind ihnen nicht ab zu sprechen • Man braucht 

ihren Schlußfolgerungen nicht zuzustimmem und muß dennoch 

Sabai» 1 massive Attacke las Echo vom 4* Mai für völlig verfehlt 

halten.



Ob die kritischen Urteile, die an verschiedenen Stellen des 

Hortes übar die sozialdemokratische Politik gefällt werden, 

zutreffen oder nicht, kann und muß Gegenstand der Diskussion 

sein» In Ordnungsvorfahren wird darüber nicht entschieden.

Für falsch halte ich *« I*. die Meinung, daß die Sozialdemokratie 

"den Kapitalismus nicht aahr in Fra ge” stellen wolle und des- 

vegoa für das "westdeutsch© Gosaru tkapi t al" (was ist das?) zum 

"adäquaten Partner" werde. Diese falsche Meinung wird aber 

gestutzt durch Vorstellungen, wie sio die Verfasser des Aus- 

schlu ßantrags vom 7» ?Iai vertreten, wonach das Bekenntnis zur 

"Marktwirtschaft* so etwas wie ein sozialdemokratischer Grund­

satz sei. Darüber wird zu Punkt 7 noch einiges zu sagen »ein.

2. Vorbenierlnuu?» Oodosberrer Programm

Der Antrag vom 7. Mai beruft sich verschiedentlich auf das 

Codosbergor Crundsatzproßraram. Meinungen, die aus der Sicht 

des Antragstellers von diesem Programm abweichen, werden zu straf­

würdigen Verbrechen gestempelt. Indes verlangt das Organisa­

tion« stasufc der Partei von den Parteimitgliedern das Bekenntnis 

“zu den Grundsätzen der Partei", nicht die Festlegung auf den 

Wortlaut irgendeines Programms. Es war durchaus nicht immer sc. 

Vor den Dritten Reich und auch noch iia ersten Nachkriegsstatut 

(19^6) wurde in der Tat ein Bekenntnis zu den “Grundsätzen des 

Pßrteipi’ograuuasM gefordert. Das wurde geändert, weil man neue 

Mitglieder nicht an ein Programm binden wollte, das ein Viertel­

jahr hundert alt war. Bezelchnondex-volse ist die neue Fassung 

auch nach der Annahme des Godesberger Programms in Kraft geblie­

ben t zur heiligen Kuh wollten das neue Programm nicht einmal 

seine Verfasser machen.

Das Programm sollte Angelpunkt künftiger Debatten sein. Sein 

Hauptverfasser Villi Eichler sagte in Godesberg als Bericht­

erstatter* “Auseinandersetzungen über Ziele der Sozialdemokrati­

schen Partei wünschen wir in Zukunft konzentriert zu sehen auf 

das Programm der Partei und nicht auf Äußerungen, die fünfzig,



sechzig oder hundert Jahre zurückliegen. I>aa halten wir Tür 

eine faire Auseinandersetzung** (Parteita,-?f,protoho 11« 5» 121.)

Und der Partoivorsitzfade Erich 01 lenhauar, einer der eifrig­

sten Fürsprecher des Programms, stellte zur Einleitung der 

Prograraiadeba11e mit der denkbar größten Klarheit fcsts

" ß - J  erst spätere Generationen werden fcststollen 

können, ob wir die heutige gesellschaftliche Entwick­

lung und die sich daraus ergebenden Konsequenzen wirk­

lich richtig gesehen haben werden. Vir sollten uns 

über die XiesohrünRthoit unserer El .ns ich ton und Möglich- 

ko 1 ton aucn bol dieser Progr asiiadiskus s ±on klar sein L̂* •«t/ * 

/.• »jjVir wissen, daß heute - ich glaub©, sogar mehr als 

in anderen. Perioden der Geschichte - alle Ring im H u b  

sind. Vir wissen, daß mit der Annahme des Entwurfs 

unseres Programms die Problematik unserer Zeit und uiisare 

Aufgaben als demokratische Sozialisten nicht endytl11i.g 

tmd für unabsehbare Zeiten gelöst sind.* (Protokoll*

s. 52.)

-  h-

ln seinsi’ Schlußrede auf demselben Godesborger Parteitag sagte 

Ollenhauort "Vielleicht worden die Jungen von heute in zwanzig 

Jahren in einer veränderten Veit und nach den Erfahrungen, die 

sie zu machen haben, zu der Meinung kommen, daß auch dieses 

Programm von Go dosborg der '.borholimd und der Erneuert m g  bedarf • * 

(Parteitagsorotokoll. S* 328.) Und er sprach von der "Aufgabe, 

dafür zu sorgen", daß die "Menschen draußan* "nicht nur nach

d OJ3 oder nach den ProklonntInnen von

Progy.avyton« sondern in der Realität die selbstbewußten, mit— 

gestaltenden Bürger eine» ireien Lande» werden"• (Ebda«* S. 329*)

Schon Marx (Randvlosson zum Gotb.aor Pro/rrnmn« 1873) wußte, was 

auch heute noch genauso gilt! "Jeder Sclaritt wirklicher Bewegung 

ist wichtiger als ein Dutzend Programme? Erst recht gilt das 

im Hinblick auf ein so widerspruchsvolles und so schlecht formu­

liertes Programm wie das Godesberger, von dem ein Delegierter



(nicht aus Hessen-Süd!) auf* dom Parteitag meinte, es sei "in 

vielen Abschnitten unklar, zweideutig und mißverständlich* 

(Protokoll« S. 72)* Vergebens forderte ©in Antrag von Darnstadt—

Land, das Programm* müsse "knapper, straffer und in verständli­

cher Form* abgefaßt werden*

Darmstadt-Stadt aber hatte zum Programmen*warf oxno ganze 

Serie von AbändarungsontrHgen eingebracht« Waren sie angenom- 

men worden, so wäre vom heutigen Godesberger Programm knapp die 

Hälfte übriggeblieben. Bedeutet das etwa, daß die DarmStädter 

Parteiorganisation, nachdem sie mit ihren weitsichtigeren Vor­

schlägen nicht durchgekommen war, das nicht mehr vertreten durf­

te, wofür sio vorher gekämpft hatte? Bas wäre hirnverbrannt,

Wer das Protokoll der Vorh.and 1 Giften dca luPgordor111;.rt-m Partei— 

t ̂ os dor d•ornoIo? b.*t 1 schcn Ptxr £-o i T)out c - 2. nt!d s vo:ts 1 »-»»l 5i&

November 195 9.i-.?I Bad Godesberg heute zum erstenmal zur Hand 

nimmt, wird staunend feststallen, daß der bei weitem größte Toll 

der Partelt&gedobatten mit grundsätzlicher Kritik asa Programm­

en twurf, der dann aus taktischen Gründen doch angenommen wurde, 

ausgefüllt war* Alle Delegierten des Bezirks Hessen-Süd, die 

zu Wort kamen, allen voran Walter Müller, wandten sich ohne Aus­

nahme gegen öon Progranmentwurf• Ebenso wandton sich gegen das 

neue Programm namhafte Wortführer von Berlin, Hamburg, Bremen, 

BiederSachsen, Düsseldorf, München, Erlangen.

Der heutige Vissenschaftssonator von Berlin zerriß auf der Partei— 

tagstribüne sein Delogiertenmandat aus Protest gegen di© forciert© 

Annahme eines von allen Seiten kritisierten Programms (Protokoll* 

S. 32^). Der heutig© Kultusminister von NiederSachsen, zugleich 

Vorsitzender der Langzoitkomrjisslon der Paftei, dio heute an 

neuen Prograraeaentwürfen bastelt, erklärt© unmißverständlicht 

"Wir sind der selbstverständlichen Aktionsdisziplin unserer 

Partei tmterworfon, sind aber nach vio vor von der Dichtigkeit 

unserer abweichanden Meinung überzeugt. Wir werden nicht nach- 

ls-.-jsen. diese unsere Meinung in kameradschaftlicher Diskussion 

innerhalb dieser Partei mit Nachdruck zu vertreten.* (Protokoll,

S. 303.)



Sein Rocht zu dieser Erklärung bescheinigte ihm sogleich Willi 

Elchler eis Berichterstatter dos PartoivorStandes. Er sagt© 

(ebda.) i "Daß jemand, der seine Ansichten in einer demokratischen 

Versammlung nicht durchsetzen konnte, sich den Beschlüssen Tagt 

und daß er trotzdem durch eine Abstimmung riebt; in seiner innercn

Überzougueg korrigiert werden kann, ist, scheut mir, eine der 

Se 1 botverst r: nd 1 ichko 11<•? n» die in .jeder demolci-ati sehen ne 3a.tion

gelten.? Muß der Unterbezirksvoxstand Darmstadt-Stadt an diese 

Selbstverständlichkeit besonders erinnert werden?

.Nach der geschichtlichen Richtigstellung komme ich jetzt zur

Erörterung des konkreten Inhalts der acht Punkte, in denen der 

Antragsteller seine Anklage gegen den Genossen Krohnke zusaiumoxa- 

faßt. Der Übersichtlichkeit halber behandle ich diese Punkt©

einen nach dem andern in der Reihenfolge, in der sie der Antrag

aufführt. (Freilich leidet darunter der logisch© Zusammenhang. 

Diesen Hange! hat der Antragsteller zu verantworten.)

Punkt 1t "Schützenhilfe* für die dsa

KrÖhnke wird vorgevorfen, daß ©r sich “gegen ©inen Aufsatz des 

Iß-Vorsitzenden Sabais" wende und “damitw der bereits oben erör­

terten Polemik der dsz "gegen di© SPD unmittelbar© Schützenhilfe * 

gebe. Weder als Schriftsteller noch als Parteifunktionär steht 

der UB—Vorsitzende unter einem besonderen Schutz der Pai'teiger iclits- 

barkoit. Daß mit der bloßen Tatsache einer Erwiderung auf einen 

Artikel dos U J-Vorsitzenden, jemand anderen* verurteilonsworte 

"Schützenhilfe** geleistet werde, ist eine These, di© sich selbst 

der Lächerlichkeit preisgibt. Wer in einer Zeitung schreibt, 

setzt sich jeder denkbaren Pressopoletaik aus, ¥er dazu andere mit 

schwerem Geschütz attackiert, provoziert Gegengeschosse. Übrigen« 

kann, vor nur das Echo liest, der KrÖhnke-Zuschrift gar nicht 

entnehmen, worin sich KrÖhnke mit der der. solidarisiert. Aber

auch wenn oino solche Solideriaierung eindeutig und unuißverstfind-
I

lieh wäre, fiele sie unter keinerlei Verbot©beStimmungen* es ist 

keinem Parteimitglied verboten, kritische Meinungen, di© über die 

Partei geäußert werden, 'für richtig zu halten.



Punkt 2 :  K o r n n t r a l o i n u g  u n d  K m i t a k y

a/ In Gegensatz zur Behauptung des Antrags bekennt sich Krdhnke 

nicht wzuxü KoramunIsmus als Ziel”, sondern er sagt, daß Sabals 

den "Begriff dosKeassuniassss" "permanent dif faznicrc*. Bissen 

"Begriff" erläutert er als 'bin Ziel, das die SPD zu Zeiten des 

Erfurter Programms noch selbstverständlich anstrebte"• Damit 

ist eindeutig erklärt, welches "Ziel" Krdhnke . In der

Formulierung etwa des Erfurter Programm* (in der Fassung Karl 

Kautekye) läßt sich dies Ziel wie folgt definierens

"Verwandlung des kapitalistischen Privateigentum* an den 

Produktionsrsittoln j\in gesellschaftliches Eigentum
/*"* **Y

und 2,** aJ«̂Wandlung der Warenproduktion in sozialistische, 

für und durch die Gesellschaft betriebener Produktion";

"Befreiung nicht nur des Proletariats, sondern des gesam­

ten Menschengeschlechts, das unter den heutigen Zuständen 

leidet"5

"Abschaffung der Klassenherrschaft und der Klasstn selbst."

(Parteitagsnrotckoll Erfurt,, S. 37.)

b/ Wer die Geschichte der Arbeiterbewegung keimt, weiß, daß dieser 

"Begriff d&a Komunisnus9 lange vor dem Erfurter Programm von 

189-1 formuliert worden war, vor allem schon 1847 im Kor.uunist.i- 

sehen Manifest von Marx und Engels. Da sich der Antrag vom 7» Mai 

so ausgiebig auf Godesberg beruft, darf man auch daran erinnern, 

daß der Parteivorsitzende Ollenhauer in seiner Begründung des 

Godeaberger Programms über das Korü.mnistir?cho Manifest deutlich 

genug gesagt hat, daß es "zweifellos von. allen programmatischen 

Erklärungen der internationalen sozialistischen Arbeiterbewegung 

immer das hervorregendete und das bewegendste historische Doku­

ment des Freiheitskampfes der Arbeiterbewegung bleiben wird"

{ Part e 11a.rsr>ro toko 11 Godesberg. S. 52).

Man wird sich auch künftighin auf den "Begriff des Kommunismus" 

berufen dürfen, ohne von AusSchlußanträgen bedroht zu sein. 

Ausdrücklich hat Ollenhauer in seinem Schlußwort zuin Programm
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sogar di© Hoffnung ausgesprochen, daß mit dem Programm von 

Godesberg "di© Brück© von der großen Tradition der deutschen 

Sozialdemokratie und der deutschen Arbeiterbewegung zu dem Wollen

und Denken und Fühlen der jungen Generation von houto geschlagen 

worden” sein möge (ebda«, S. 328)«

c/ übex'raschenderveis© will dox* Antrag den Thooretlkor Karl 

Kautsky vor dem Missetäter Xrühnke in Schutz nehmen. Dazu könnte 

maxi - ata Bande - festhalten, daß Kautsky, der sich um die ständi­

ge Neuherausgabe des KorrsrrunIstischon ;-*anif©sts besonders verdient 

gemacht hat» noch acht Jahre nach der Annahme des Erfurter Pro­

gramms die Ansicht vertrat, es könne angesichts der wiederholten 

Verniedlichung des Kapitalismus (als bereits zua Teil "soziali­

stisch”) für die Sozialdemokraten vielleicht passender sein» daß 

eie "sich wieder Kommunisten nennen» wie die Verfasser des Kommu­

nist! schon Manifests getan." (Die Netto Zeit« Jg. XVIII, 1, S* 296). 

Oder steht dieser Kautsky nicht unter dem Schutz dos Parteistatuts?

d/ Junge wie Alto (einschließlich dos Uaterbozirkavoratandoa 

Darmstadt-Stadt) können auch heute noch von Karl Kautsky eine 

Menge lernen. Ist Kautsky deswegen zum Heiligen geworden? Im 

Laufe eines sehr langen Lebens hat er nicht nur Wissenschaft ge­

trieben» eondorn auch manche Götzen angobetefc» die er hinterher 

selbst wüsder verbrannte. Mehr als einmal ist er von .einem Glauben» 

den er als den alleinseligmachenden gepredigt hatte» auch wieder 

abgefallen. Einen, der von einem Glauben abfällt» nennt man einen 

"GlaubensAbtrünnigen"• Das Fremdwort dafür heißt - laut Puden - 

oben *5ionegatM. Das P.ocht, von einem Glauben abzufallen* ohne 

dafür gesteinigt zu werden, hat Kautsky selbst im Falle dos Dop- 

polrenegatan Mehring auf dem Parteitag von 1903 mit Inbrunst ver­

teidigt» wenn er es auch seinem damaligen Gegner Bernstein nicht 

gern konzedieren wollte. (Parteitags pro tokoll Drofdon.« ■&.&• 172- 

176» 380-39$)• Ein Heiliger war er wicht.

©/ Ich habe viele Gründe, warum Ich Kautsky trotz alledem einen

Renegaten nicht nennon möchte, und ich kann mir vorstellen» daß 

Genosse ICröhnk© sich noch einmal überlegen wird, ob die Bezeich­

nung den Tatbestand trifft. Warum sich Lenin dieses Ausdrucks



bediente» ist klar. Das meiste, was ihn zum Ideologen des 

Bolschewismus machte, hatte Lenin von Kautsky gelernt, so 

z. B, die Lehre von der Notwendigkeit, das K.1 assenbovuß tsein 

von auBon in die Arbeiterklasse hineinzutragen, »• a. W. ?c 

die eigentliche "leninistische** Lehre von der holle der Partei. 

(Dazu s. ParteitagsnrotoKo 11 Hainfeld. 1838/3*?, oder auch 

Die Kouo Zelt. J«. XXII, 1» SS« 197-208«) Den Positionswechsel 

Xautskys zwischen 1910 und 1919 (den er übrigens viel später als 

andere zu erkennen bereit war) mußte Lenin besonders bitter 

empfinden. £r sali sich von seinem eigentlichen Lehrmeister und 

langjährigen Bundesgenossen verraten und verkauft und mochte 

nur noch Schiiapfkanonaden loslassen. Ganz und gar unverständlich 

ist das nicht. Aber auch aus anderen Gründen kann man zu der 

Vorstellung gelangen» daß sich Jlautsky in dieser oder jener 

Situation renegatenhaft benommen habe. Hoher weiß denn der 

Antragsteller, daß Kr blinke seine Beurteilung Xautskys von Lenin 

übernommen und daß er das unkritisch getan habe? Ifa übrigen hat 

auch Lenin manches gesagt, was richtig war, und kein Statut kann 

verbieten, etwas von ihm zu übernehmen« Solche Verbote gibt es 

mir in "leninistischen** Parteien» und die Lehre, auf der diese 

Praxis beruht, stammt nun einmal von Kautsky» Um konsequent zu 

sein, müßte der uö-Vorstand Kautsky noch nachträglich ausachlleßen

f/ Daß Krührtke ein "Xotnvjuni smu s- Lob** ausgesprochen und sich 

damit gegen das Godosberger Programm "gestellt" habe, ist - es tut 

mir leid, das mit dieser Härte sagen zu müssen - eine Fälschung. 

Kröhnko hat vom "Begriff des Kommunismus* — im Sinne von Marx» 

Engels, Lafargua, Kautsky, Plachanov, Guesde» Max Adler und so- 

viclon andoron - gesprochen und sich von der Sowjetunion ebenso 

abgegrenzt wi© von der DDI4. *’Daß dort**» heißt es hoi ihm» "keine 

Gesellschaft besteht, dio frei von Ausbeutung ist, ist ein alter 

Hut. Unser Ziel nuß aber gerade sein, eine solche Gesellschaft 

hier wie dort erst zu schaffen. ** Das ist vollauf im Einklang mit 

dem Godesberger Programm.
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Punkt 1 % KonterrovoInt-Ion und So'/.i.nldo^ckratlB

a/ Daß Nosko 1919unter Arbeitern ein "Goiaotzol" angestollt hat, 

unterliegt bedauerlicherweise keinen Zweifel» Er selbst hat 

sich damals und in seinen späteren Momoirenverken dazu bekannt» 

Alle ernsthaft er Historiker — vor« Sozialdemokraten Arthur Rosen— 

borg über die besten alteren angelsächsischen Kenner der Weimarer 

Republik bis zu den jüngsten deutschen* englischen und amerikani­

schen Autoren (X. B. Bracher, Wolf gang Sauer, A. J. Ryder, Holmtut 

Böhme, Erhard Lucas, Robert P» Vhoelor, David ¥. Morgan usw.) -- 

lassen keinen Zweifel daran, daß das Bündnis der republikanischen 

Regierung mit den Spitzen dos wilhelminischen Militärs den Grund 

gelegt hatte für die Aushöhlung des republikanischen Staatsgebil— 

des und den späteren Sieg dos Nationalsozialismus über dis ftcpu— 

blik. Als "revolutionär1* kann man eine solche Politik nicht be­

zeichnen. Warum sollte man auch? Die Führung der Mehrheit»- 

Sozialdemokratio hatte vor dom 9» November 1918 keine Revolution 

horboiführen wollen, und nach dem 9* November tat sie ihr möglich­

steŝ  um jode woitoro revolutionäre Bewegung abzubremsen.

b/ Die These, daß das Militär (unter sozialdemokratischen Regie­

rungen) nur zum Zwecke der Abwehr "gewaltsamer kommunistischer 

.Umsturz—Versuche * gegen dis Arbeiter gewütet habe, ist 1913/19 

von der monarchistischen Reaktion erfunden und spater vom Natio­

nal sozial!sinus aufgegriffen und ausgebaut worden. Sic ist genauso 

verlogen vio die Dolchstoß—Legende» Vor heute — nach allen Unter­

suchungen und Archivausgrabungen (vor allem auch amerikanischer 

Historiker) — noch glaubt, daß ln Deutschland 1918/19 die ernste 

Gefahr einer sowjet-kosuBunisfIschen Revolution bestanden habe« ist 

unbeleckt von jeder Kenntnis der neueren Geschichtsforschung.

Das sind keine "typisch kommunistischen Argument©5’, eonüem das 

Ergebnis jahrzehntelanger Forschungsarbeit.

c/ Den "systematischen Massenmord der Kommunisten, wo sie die 

Macht ergriffen“, hat KrÖJmlc© nicht behandelt, weil er mit seinem 

Thema nichts zu tun hatte. Schon gar nicht hat er ihn gebilligt. 

Vas soll das?



V
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d/ Uber das "Blutbad" vom 1. Mai 1929 ita Berliner Wedding, 

angeordnet unter der Verantwortung des sozialdemokratischen

Polizeipräsidenten. Zürgiobel, weiß ich ein bißchen mehr als 

der oder die Verfasser des Ausschlüßentrag* vom 7* Mai 1973.

Ich war da. Auf dies katastrophale Ereignis die Formel von 

der "Konterrevolution" anzuvenden, wie das Kröhnke tut, halte

ich für unsinnig, weil weder eine revolutionäre Situation, best; 

noch eine revolutionäre Bewegung vorhanden war. Ebensowenig 

gab es aber im HochkonjunkturJahr 1929 die Gefahr eines kommu­

nistischen Umsturzes. Das wurde damals auch von keiner Seite 

behauptet. Daß sich die KPD solche Möglichkeiten nicht einmal 

ici Traum« vorstellte, wußte die Kodierung und wußte die Polizei.

e/ Dio Schießerei vom 1, Hai 1929 war ein schwerer Fehlgriff 

der Polizeibehörde, der in der Berliner sozialdemokratischen 

Organisation hello Empörung auslöste. Den Auftrieb, den die KPD 

bis dahin nicht gehabt hatte, erhielt sio dank dom Versagen der 

sozialdemokratischen Polizoileitung. Junge Menschen, die bis 

dahin treu zur SPD gestanden hatten, strömten nach dom Blutver­

gießen vom 1. Mai zur KPD, darunter auch ZörgieteLs e^no Yochiea 

Viel spater, als- sie» längst nicht mehr organisierte Kommunistin 

war, habe ich mit ihr Gespräche über ihren Vater geführt (er 

lebt« damals nicht taohrj inzwischen ist auch dio Tochter gestor­

ben) , Nach Darstellung seiner Tochter war Zörgiebel selbst 

wenig angetan von den Heldentaten, die er zu verantworten hatte« 

Nur entsprach es nicht der Haltung sozialdemokratischer Amtsträg 

in der Weimarer Republik, Fehler, die imn begangen hatte, offent 

11ich zu bekennen und damit dio Partei von der Schuld an Dingen, 

dio sie nicht verschuldet hatte, zu entlasten.

f/ Allerdings machte sich dio Partei mitschuldig. Eino solche 

Gesinnung ihrer Amtsträger bekämpft© sie nicht. Hehr noch? 

sie dockt© auch noch dio Verantwortlichen und schützte sie vor 

öffentlicher Kritik. Daß sich jemand findet, clor das auch noch 

viar Jahrzehnte später gutheißon möchte, ist mir unverständlich.
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I>agegen finde ich die tiefe Empörung, die eia junger Genosse 

heute darüber empfindet, nicht nur begreiflich» sondern ich 

empfinde sie auch geradezu als moralischen Trost#

g/ Trotzdem ist es ein Kurzschluß, wenn Kröhuke von einer 

"fortgesetzt konterrevolutionären Kollo der Sozialdemokratie 

seit Ihrer Zustimmung zu den Kr 1 egskredi ton" retiet. Von "Konter— 

rovolution" kann man nur sprechen, venn es eine revolutionäre 

Situation oder revolutionäre Auftriebe gibt. Meint Kröhnke nur 

einen^bestimmten Zeitabschnitt, so muß er’s sagen. Meint er aber 

ein ganze» Zeitalter, so ist er mit sieh selbst im Widerspruch«

Auf jeden Fall geht es hier um vorwickelte Probleme gesch±cht— 

lieber Urteile. Mit organisatorischen Straf mahn ahnten sind sie 

nicht zu lösen. Aus dem Ge s amt zu samraonhang der hier erortarien 

acht Punkte geht hervor» daß der Antragsteller selbst der Sozial— 

demokratischen Partei eine revolutionär© Kollo gar nicht'mehr 

zubilligt. Warum regt er sich auf, wenn ein Siebzehnjähriger 

"nichtrevolutionär8 mit "konterrevolutionär** gleichsetzt? So 

sauber sind die Begriffe, die der Antragsteller verwendet, nicht, 

daß er nun auch noch das Kocht hatte, anderen unpräziso Formt— 

lierungen vor«uhalton.

Pur!: t ’i i Kuoi tr.l-at ton

a/ "Kapitulation** ist ein Begriff aus dar Militär spräche, der 

©ine vereinbarte Übergabe einer Festung, tiinor Truppe odor einer 

Ausrüstung an einen siegreichen Gegner anzeigt, wofür dem Besieg­

ten bestimmte Zugeständnisse zugesichert werden• In .diesem Sinne 

gab es 1933 natürlich keine Kapitulationt der Sieger brauchte sic 

nicht. Die von der Spitze der Gewerkschaften angebotene Kapitu­

lation (zu dom Originalmaterial darüber habe ich Zugang) wurde 

vom Sieger mit roher Gewalt quittiert.

b/ Vas KrÜhnke, ohne daß ein Zweifel an seiner Meinung entstehen 

könnte» sagen will» ist: SPD und KPD haben 1933 kampflos das Feld 

geräumt. Das ist nicht zu bestreiten. Die Ursachen dessen» was 

1933 geschah, sucht Kröhnke in lange zurückliegenden Entwicklungen.



13 -

Auch damit hat er rocht. Das ist ko ine v orleumdtmg, sondern dis 

Feststellung eines tragischen Verhängnisses. Eine Diskuusion 

darüber, ob iia Februar oder Mb ras 1933 der Versuch organisierter 

Vidcrstandsaktionon sinnvoll oder aussichtsreich gewesen wäre, 

könnte an dieser Feststellung nichts ändert. Ein aktiver sozial— 

demokratischer Gewerkschaftler, der viele Jahre in KZ verbracht 

hatte und später als Soldat um ein Haar dom Todesurteil entgangen 

ist, hat mir, als wir uns 19**7 viedersahon, gesagt? “Wir hätten 

uns 1933 alle miteinander an die Wand stellen und erschießen lassen 

müssen. Pas hätten die Nazis nicht Überständer.31 Vielleicht hatte 

er recht. Welch kapitaler Blödsinn, in diesem Zusammenhang von 

"Verleumdungen '* zu reden t

c/ Besagte die N i c h t z u s t i i maungder SPD zum Ermächtigungsgesetz 

(nachdem die KPD sich ohne Widerstand hatte absolvieren und ura 

ihre Mandate bringen lassen) etwa den Aufruf zu Arbeitsniederle­

gung und Generalausstand? Natürlich nicht. Ob solche Aufrufe 

einen Sinn gehabt hätten, weiß ich nieht« Ich stell© nur fest, 

daß es sie nicht gab. Ich bezweifle, daß die Antragsteller 1933 das 

Alter erreicht hatten, das ihnen erlaubt hätte, über Mögliches 

oder Nichtmöglicho« mit Vernunft zu entscheiden. Dann sollen sio 

aber anderen, die damals noch nicht auf der Welt waren, das Nach­

denken über Verabsäumtes nicht verwehren. Wir sind kein Becht- 

fertigungsverein.

d/ Uber den BVG-Streik sollten nicht Leute reden, dis davon nichts 

wissen. Ein großer Toil der Partei und viele Gewerkschaftler 

waren damals der Meinung, daß nicht das Zusammengehen der KPD uit 

der NSBO das Verhängsni»volle war, sondern die Tatsache, daß SPD 

und Gewerkschaften nicht gerade zu diesem Zeitpunkt, als eine 

Konjunkturwend© bereits erkennbar war, dio Führung von LohnkÜjapfen 

Übernahmen. Damit hatten KFD und NSBO mühelos an die Vaud gespielt 

werden können. Ver sich die Mühe gibt, das in der damaligen 

Sozialdemokrat!schon Presse nachztilesen, dem wird die Lust verge­

hen, über den BVG—Streik dummes Geschwätz anzustellen«



Punkt 51 Karikaturen

a/ Dio Redaktion der dsz hat nicht nur ihr© Leser» sondern auch 

die Autoren dor 1«r. 132» von der immer wieder die Rede ist» mit 

Karikaturen und Photos besonderer Art überrascht* Diese XI Xu- 

»tratIonen lassen sehr wohl dio Vermutung atifkomoa, daß oine 

massiv© Verunglimpfung des Bonner Staatsgebildes und seiner gegen­

wärtigen sozialdemokratischen Führung nicht unbeabsichtigt gewesen 

sei. Der Charakter der Illustrationen» die Bonns führende» Perso­

nal ins Lächerliche ziehen» erinnert an üblo Vorbilder au» der 

Weimarer Zeit und ruft: die unerfreulichsten Assoziationen hervor.

Da denkt man unwillkürlich an das berühmte Ebert—Ko»ko—Badehosen—

bild, das zum bestbewährten «azi-Waffenschatz gehörte» und kriegt
+ ' das Gruseln. ’ Nur hat Krblmko mit der dass—Redaktion nicht © zu tun,

und ex* hat sich zu den Bildern im Text auch nicht geäußert •

•Üb»r diese Bilder Kußort ©ich auch der Antrag nicht. Sic aber sind

das wirklich Schlimme.

b/ Dafür wird Krölmke vorgevorfen, er billige "ausdrücklich das 

obszöne Titelbild* der das. Die dnz-Redaktion - und sie allein - 

ist verantwortlich für den absonderlichen Einfall» auf ihrem Titel­

blatt eine Packung Empfängnisverhütungsmittel abzubilden» sie mit 

dor Inschrift wSPD— Soz laldsraokr a t e n z u  versehen und darüber noch 

als Balkenüberschrift zu setzeni "Der moderne Krisenschütz t bewährt 

ln Planung und Verhütung.w Einen Sinn ergibt das Ganze nicht, denn 

orstsas bleibt unklar» welche Empfängnis auf welche Voiso verhütet 

wird» und zweitens ist dio graphisch© Ausführung mangelhaft. Als 

Karikatur hat riiosc Illustration ihren Zweck verfehlt. Des Titel­

bild als Ganzes ist albern und geschmacklos. Genosse Kröhnk© findet

- 14 -

*
Auch dabei allerdings muß festgestellt werden, daß die liberale 
Berliner illustriert«, die das Badehosenbild zuerst abdruckte, os 
n.icji.t «iiunciea aavtoi hatten sich £bert und Hosko nicht geschmack­
los gezeigt, wäre auch keine gescluoacklose Aufnahme entstanden, 
und os hätte koin Bohngel&chter über "diese sozialdemokratischen 
Vitzblattf iguren** gegooon. Dasselbe gilt natürlich für geschmack­
lose Tanzparkettaufnahmen der Bonner Größen» die durch sämtlich© 
illustrierten Wochenblätter gelaufen waren, ehe die dez—Redaktion 
sie in die Hand bekam. Wie man sich bettet» so liegt rann.
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es "geistreich* , vas ich auf das Konto seiner siebzehn Jahre 

setzen mochte. Und die Genossen Antragsteller finden das Bild 

"obszön* (ich habe noch nie gewußt* daß Präservative obszön 

sind) und den Genossen Kröhnke strafwürdig* weil er1s geistreich 

findet. Alberner geht * a nicht« TMt ist sehen fast dis AJ boiVibei i 

der dcz-Redaktion entschuldigt.

P.unht lAn-iargt yju!. p'̂ .sls

Der Antrag erblickt "eine sattsam bekannte korannmistisehe Taktik" 

darin* daß Krohnko einen Unterschied sicht zwischen oinar "Uaslö*** 

die er mit "bewußten Arbeitern" gleichsetzt, und "Leuten im 

Apparat"* die nach seiner Meinung “zunehmend im Gegensatz zu ihrer 

Anhängerschaft stehen" und denen or die "konterrevolutionäre 

Tendenz* zuschreibt. Ich bedauere, die Antragsteller darüber 

aufklären zu müssen» daß diese Unterscheidung, sofern sie nicht 

schon vor über einem Jahrhundert von Marx und Engels getroffen 

worden war, ihre wissenschaftlichen Fundamente vor sechs Jahr­

zehnten in den organisations-soziologiachen Arbeitern des in der 

Sozialdemokratie wohlbekannten Gelehrten Robert Michels gefunden 

hat. Seine Beiträge zur Grundlegung der Soziologie der Organi­

sation gelten heute fast schon als klassisch. Seit Michels hat 

die Analyse der undurchsichtigen fc'cchselwirkuagsprozeas« inner­

halb organisatorischer Gebilde gewaltige Fortschritte erzielt, 

ohne die KernunterScheidung zwischen Apparat und Bewegung je 

überflüssig gemacht zu haben. ¥enn das gegen das Parteistatut 

verstößt, dann müssen die Antragsteller mit der HinausSäuberung 

aller Soziologen beginnen, di© der SPD angeboren. Sie können da 

gleich in Darmstadt anfangen, wo der ganze Soziologie—Lehrbetrieb 

clor Technischen Hochschule von Sozialdemokraten und Gewerkschaft­

lern besorgt wird. An der "sattsam bekannten kommunistischen 

Taktik" beteiligt sich auch ein von Kossen—Süd delegiertes Mit­

glied de» Parteirates der SPD. Ver ist schon Kröhnke dagegen?



W * r t  f ) c h n f t  fso rd tm n g

a/ Alm Einleitung zu diesem Punkt bringt der Antrag einen nicht

besonders goktaazoidmefcen Vorspann, in deta es heißt, daß #Krl5hnk«

die SPD von einer kommunistischen Haltung aus nicht zuia erstenmal 

bekämpft und damit ihren Grundsätzen erheblich iuvidsrhondclt"»

Als Beweis soll ein Artikel dienen, den Kröhnke in Die rnte 

Information der .'nn.':̂ ê iali::;ten dnrrr?tad t-« Wahlkampf—Kr« 4» ß. 5» 

veröffentlicht hat. Der Aulsatz ist, was der Antrag verheimlicht* 

•Auch ±ra Wahlkampf t enteignet die Monopole* überschrieben und 

fordert zur Teilnahme an den Wahlen auf, damit aus der Verfassung»— 

theorie der Monopolbekumpfung auch Verfassungen•ir kiichke.it werde• 

Er schließt mit dem Appells "Hachen wir die Gesetz© zu unseren!"

In dieser Grundausrichtung des Artikels vermag ich-nichts ünd*mo— 

kretisches und kein "Zuviderhandoln" gegen Grundsätse der Sozial­

demokratie zu erkennen« Die Aufforderung, di© Macht clor Monopole 

zu unterbinden, ist sogar ausdrücklich im Godesberger Programm 

enthalten. Dort (Partoitagsr>rotokoll« S« 19)» heißt es?

•Mit ihrer durch Kartall© und Verbünde noch gosteigerten 

Macht gewinnen die führenden Männer der Großwirtschaft 

einen Einfluß auf Staat und Politik, der mit demokratischen 

Grundsätzen nicht vereinbar ist« Sie usurpieren Staats­

gewalt. Wirtschaftliche Macht wird zu politischer Macht.

Ls‘JJ £>i© Bändigung dex* Macht der -Großwirtschaft ist darum 

zentrale Aufgabe einer freiheitlichen Wirtschaftspolitik*

Staat und Gesellschaft dürfen nicht zur Beute mächtiger 

Interessengruppen werden.n

b/ Was ist nun au Kröhnkes Auffasstetigen iia Widerspruch zum 

Godesberger Programm? Und was ist nn ihnen, vic der Antragsteller 

sagt, “gesetzwidrig"? Kröhnke findet, indem er die faktische 

Macht der Monopole, di© Unwirksamkeit der Karteilaufsieht-, di© 

Auspowerung der Gemeinden mit den Bestimmungen dos Art« 39 Aba»

1 und 2 der Hessischen Verfassung vergleicht, die heute bestehende 

Wirtschaftsordnung "verfassungswidrig". Br hätte auch riecht 

Art. 39 Abs. 4 anführen können, der "bei festgestelltem Mißbrauch

P u n k t  7 i
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wirtschaftlicher Macht" entschädigungslos© Dntoiguung ■» und 

das sogar "in der Kegel** - verschreibt« Und ganz gewiß ist 

in diesem Zusammenhang Art* kl zu erwllhnon, der u» a* die 

Sozialisierung von Kohle» Kali, Bisen und Stahl Mitsamt der 

Sadrgievlrtschaft verlangt. Ckmessen an diesem umvißverstEnd— 

liehen Yorfassungsvarschrlfton, ist die wirtschaftliche Wirk­

lichkeit selbstvcrst'indlich "verfassungswidrig*'» Ist es "gesetz­

widrig", Verfaßsungagebote Kit de.» Alltag der kapitalistischen 

Wirtschaft ru konfrontieren?

c/ Natürlich küimta aan ult dom Argument antreten, daß

tftua Gruiuigesetz der 3untiastopufeliU nach dar Hassiachan Ver— 

jtftiisyiig entstanden sei, aak es eueren Vorschriften mc*it ent­

halte und daß dio Hessische Verfassung deswegen überholt sei« 

ha Art« 31 OG ausdrücklich sagt* *Landesrecht bricht LandesrechtB9 

und dio vorfaasimgsraä.Giga Ordnung in den Ländern it. Art, iö 

den iss» Grundgesetz festgelegten Grundsätzen oatepraciiaa muß#

Icbnate man tatsächlich auf den Gedanken komaan» dio Hess!schon 

Verfaastmgsvor sehr!ften seien nicht aohr in Kraft. Mose Vor— 

Stellung ist irrig» Dio Vorschriften der Art. 3&— dor Hessi­

schen Verfassung sind zwar in» Grundgesetz nicht aufgenommen 

worden, aber ihre Anwendung ist iw Kähnen dor 3*stimmungen der 

Art. lh- und 15 68 keinosvegß unterbunden. M e  Art« 36—kl fieds«

Vfg sind denn aush nio aufgehoben worden! Gegontiher der abge— 

leiteten Legi ticii t.*it des ist zweistufigen Wahl verfahren gebildete» 

Pariamantarischen fates, dessen Grundgesetz einer Volksabstimmung 

nio unterbreitet worden ist, vorfügen die Sozialisiorungsbostirsrafun« 

gen der Hessischen Verfassung über dio höhere Veiho eines voll­

gültigen Volksentscheids• Von einer "verdrehten dorufv-Rg® auf dio 

VerfaßsungsvorSchriften des Landes Heesen' kann keine Hede sein« 

Verdreht ist nur dio Verfassung^vorStallung de» Antrags toller»«

d/ Daß di© Hessisch© Verfassung die "oberführung der irr ©duktf 021s— 

mittel in Gom©ineigentu«" in weiten Boroich.cn dor Wirtschaft 

versieht, bezeugt der eindeutige Wortlaut der Verfassungsbostim— 

samgen« Nicht ganz »o eindeutig ist der Wortlaut des Godo©borgor
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Prograraas• Dennoch wär© es reine Phantasie, wollte raan behaupten, 

daß das Godesborger Programm die Forderung nach "Überführung der 

Produktionsmittcl in Gemeineigentum" verbiete. Das Godesberger 

Programm konstatiert einen "ständig sich verstärkenden Konzentra— 

tic,nr.-)mzc.0w» der "dio Struktur von Wirtschaft und Gesellschaft" 

vcrändcro und den nSroßöFgttrti»ätxvü(ut ütr Virlsduu l5 gefiilir 1 ichs 

"Herrschaf teiaqeht über Men sehen * überantworte. Es sieht in dieser 

Entwicklung eine Herausforderung an alle, für die Freiheit und 

Menschenwürde, Gerechtigkeit und soziale Sicherheit die Grundlagen 

der raen schlichen Gesellschaft sind” ( Partei tarrs Protokoll. SS• 18 f»

Ist es ein Verstoß gegen das Godesberger Programm, wenn Krölmko 

gegen diese Entwicklung an Verfassungsgebote appelliert und darüber 

Klage führt, daß die Herrschenden über Mittel verfügen, dio Vor- 

fasstuigsWirklichkeit zum Hohn auf dio Verfassungstheorie zu machen? 

Verlangt nicht das Godesberger Programm (ebda«, S* 19)» daß Hie 

öffentliche Meinung gegen'den Machtmißbrauch mobilisiert 'worden'" 

möge? Venn jemand diese Aufforderung des Programms ernst genom­

men hat, dann zweifellos Krehnko in der Juso-VohlkarrtpfInforma­

tion. Und damit soll er sich "in Gegensatz Abschnitt *Wirt­

schaft s- und SozialOrdnung1 des Godesberger Grtmdsatzprogr<rumas" 

gestellt haben? Die Genossen Antragsteller mögen doch bitte die­

sen Abschnitt nachlesens sie wissen offensichtlich nicht, vas 

darinsteht.

e/ Wie will das Godesberger Programm gegen die "Herrschaft«macht 

über Menschen" angehen? Es sieht zu diesem Zweck eine Kombination 

von politisch-wirtschaftlichen Eingriffen in dio Verfügungsgewalt 

der kapitalistischen Produktionsmittolbositzor vor (die es einzeln 

auf zählt, ohne sie allerdings als "Großkapital" zusaemsenzrufassen, 

wie es i£r öhnko logischcrveiso tut). Dazu ©ollen gehören* 1. Wett­

bewerb durch üfPan t 1 jclto Vntorr.olir.ion (d. h. Untomohmen, in denen 

die Produktionsmittel bereits in Öffentlichen Besitz übergeführt 

worden sind); 2* Vorherrschaft öffentlicher Unternehmen, d« h.

Sfcstitsitioimnol. in den Wirtschaftszweigen, in denen aus natürli­

chen oder technischen Gründen unerläßlich© Leistungen für die 

Allgemeinheit r.ux- unter Ausschluß ein^g Wettbewerbs wirtschaft­

lich vernünftig erbracht werden können"; 3» Ersetzung privaten
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Produktionsialtteibe»itze0 durch *Unternehmen der freien 

Gerneinwirtsc’aaft *« d. h* Genossenschaften* ge»@inw±rtschaft~ 

liehe Banken* gewerkschaftliche Eigenbctriebo{ 4. Offc.Tlegunr? 

der "Machtntmhtur der Wirtschaft* und der "Wirtsahaft;?;obarun>? 

der ünternefanoa*« d. h. Unterstellung privatwirtschaftlichor 

Unternehmen unter behördliche Kontrolle: 5. Unterstellung aller 

Wirtschaftstmternehmen unter her,?qtngsmaPnahsaen staatlicher
-auM ricf irii»  riw»r»<»^

Wirtschaftspolitik (unter denen ausdrücklich genannt werden 

Investitionskontrollo und "Kontrolle marktbeherrschender Kräfte")

d. h* Übertragung der rr?-*ot?nlt über privaten Produktions*

mittelbesitz auf staatliche Organe. (Parteitagsprotokel 1 Oodos­

berg. S. 19.)

f/ Bas ist gewiß verklausuliert ausgeclrüekt und bleibt, wenn

aan'o kalkulatorisch n iia iu t , hinter der Forderung der KÜberfüh­

rung der Produktionsmittel ln ßeraeinoigentica* tua einige U m sa tz -  

prosent und einige Hechtsklauseln zurück. In der Sache besagt 

es dasselbe* und die Verfasser des Prograsaas beeilen sich» wann 

auch wieder mit einigen Turnkünsten, das im darauffolgenden Absat 

zu bestätigen. Sie sagen (Protokoll. SS. 19 f•)s

"Gcoeinelgentura ist einolegitime .Form der öffentlichen 

Kontrolle, auf die kein moderner Staat verzichtet* Sie 

dient der Bewahrung der Freiheit vor der il'orr-acht groCgr 

Wirt ?ch;iftggobilde. h 7  Bas zentrale Problem heißt heute

Wirtschaftliche Macht» Wo mit anderen Mitteln eine gesund© 

Ordnung der Wirtschaftliehen Machtverhältnissa nicht ge­

währleistet verden kann, ist "dnmM.ro zweckmäßig

und notwendig."

Als das in Godesberg formuliert wurde, war, wie erwähnt, schon 

vom "ständig sich verstärkenden Konzentrationsprozeß*1 die Kode.

Im Vergleich zur Zusammenballung wirtschaftlicher Macht, die in 

den letzton vierzehn Jahren vor sich gegangen ist, war indes der 

1959 angeprangerte Konzentrationsprozeß ein Waisenknabe. Daß 

Gerne inoigon tum iia Sinne dor Godesberger Pro gingst« "zweckmäßig
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und notwendig” geworden ist, pfeifen sogar in Bonn 

(und schon seit einer ganzen Voile an der Kuhr) die 

Spatzen von dan Dächern. Aber Kröimke muß dafür 

büß«n, daß mar» * •« ^  T)amu»t«dt nicht haim Nomen nAnnen 

will.

g/ In Wirklichkeit war das alle# schon in Godesberg 

beim Namen genannt worden. Da forderte die Darmetädter 

Parteiorganisation (Protokoll. S. hb9) t *Untemeiuaen

der öffentlichen Hand haben die Aufgabe, den Mißbrauch 

wirtschaftlicher Macht für private Interessen zu ver­

hindern. Gemeinwirtschaftliehe üntermähnensforraen aller 

Art sind zu fördern und zu entwickeln* Grundstoff- und 

Atomindustrie haben grundsätzlich Gemeineigentum zu 

sein/« »jJ • Überführung in Gemeineigentum ist eine

legitime Form öffentlicher Kontrolle,” Da sagte ( -di,

S, 2S5) der Darmstädter Parteivorsitzende, zugleich ein 

tglicd des Parteirato* zur Begründung dieser Anträge

”Ich muß C - J  fragen, woher wir die gewaltigen 

Investitionen nehmen wollen, woher das Geld kommen 

soll.s das notwendig ist, um ganz allgemein

die Gedanken zu verwirklichen, die in dem Grund­

satzprogramm %jJ ausgesprochen worden sind.

Woher soll das Geld dafür kommen? Das gilt co ipso. 

natürlich auch für unsere sozialpolitische! Forderun­

gen. Woher soll es kommen, wenn wir darauf vex*- 

zichten, einen breiten Bereich dg-F Ökonomie 

frevelnschaftlieh zu orranioisren/11

Und da erwiderte der Programm-Berichterstatter Eichler
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(Protokoll« S« 289) "meinem Freund Heydom" nicht etwa»

daß die in Sachen "Überführung in Gemeineigentum“ angestollfcen

Überlegungen falsch seien, sondern ganz bescheiden nur* "Darüber 

entscheidet unser Grund s a t zpro gram» nicht* Dazu reicht Do ln 

Programm aus* Dazu ist ©ine Politik nötig • "

*' Dichters "Freund* Hans-Joachim Hoydom, der damalige 
Vorgänger von H* V. Satoais, ist nach Godesberg durch Ukas 
des Parteivorstandes unter Sruch des OrganiöAiionsstatuts 
aus der Fax1 toi ausgr.schlossen worden« Sein Vergehen war, 
daß er sich an einer Organisation beteiligte, von der der 
Parteivorstand »einte, die Zugehörigkeit zu ihr sei unver­
einbar mit der Zugehörigkeit zur Sozialderookratischen Partei, 
Statutenbruch? In der Tat: der Parteivorstand batte gar 
nicht die Vollmacht, solche Unvoroiuburkeitsdeki’©te zu ex*— 
lassen! sie widersprachen der Satzungsvorschrift über Partei­
mitgliedschaft, die nur ein Parteitag abändern durfte. Spä­
ter wurde dieser Statutenbruch indirekt zugegeben und der 
jetzige § 6 Absatz 2 dos Statuts geschaffen, der dem Partei­
vorstand die entsprechende, früher schlechterdings unvor­
stellbare Ermächtigung erteilt» Diese Ermächtigung ist un­
vereinbar mit den Vorschriften der §§ 15 und 40 desselben
Statut, und sie verletzt außerdem Bestimmungen dos Grundge­
setzes (Art. 2» 9 und 2l) und des Parteiengesetzes* Aber 
vor kümmert sich schon um Kochtsveriotzungen'? Die Darmstiidtor 
Parteiorganisation protestierte zwar gegen den Ausschluß ihres 
Vorsitzenden» verzichtet© aber darauf, Goa Fall mit allen 
verfügbaren Rechtsiaittoln auszufechten« Ich war nie ein 
Verehrer Hoydomscher Politik (Heydorn hatte sie vordem auf 
Bundesparteitagen als Hamburger Delegierter vertreten) 
stelle das nicht aus "Rlchtmgs"-Solidarität fest. Ich 
will nur hervorheben, daß jedem Bruch das Partoireclxts schon 
in den Anfängen gewahrt werden muß» Kenn sich Unrecht ein­
gefressen hat, bedarf os zu eoiner Beseitigung übermenschli­
cher Anstrengungen.



22

h/ Daß dazu ein© Politik nötig sei , vermerkte in Godes­

berg bereits in seinor Begrüßungsansprache Protokoll« S« 42) 

der damalige Vorsitzende dos DGB (ein Frankfurter Sozial­

demokrat). Er sagte* "Angesichts der eunolunonden Konzentration 

in der Wirtschaft erhobt sich heute C-J wieder dio Frage» 
ob den Wirtschaft liehen und politischen Gefahren, dio sich 

aus dieser Konzentration ergeben, anders als durch tberlilh-

n m g  der Schlüsseliitc'natrlp in Gcr-■ io 1 nei•rentum und durch Aus­

bau der öffentlichen Kontrolle ©ntgegengevirkt werden kann.* 

Dasselbe bracht© der Bezirk Hessen—Süd in seinem Antrag smra 

Abschnitt * Unser Vag* zum Ausdruck« Folgende» sollte (ebda.«» 

SS, 60? f«) ins Programm auf genommen werden 8

Im Schoße dor kapitalistischen Gesellschaft haben 

sich riesenhafte Produktionskräfto entwickelt» Ihre

systematische Auswertung und Vervollkommnung ist mit 

den Prinzipien dor kapitalistischen Ordnung nicht ver­

einbar« £**JJ Ber Widerspruch zwischen dem Erfordernis 

einer stetigen .und planmäßigen Entwicklung dor Wirt­

schaftstätigkeit und dem Anspruch einer privaten Wirt­

schaft sherr schaft , Ausmaß, Zeitpunkt 'und Finanzierungsart 

dor Investitionen sowie ihr© Monopolpreise selbst zu 

bestimmen, führt immer wieder zur Bedrohung der Existenz­

grundlagen dor arbeitenden Bevölkerung durch Krisen,

Inflation und Kriege *

Während di© Sozialisten darauf dringen, daß auch dies© 

das Gosasitvohl entscheidend beeinflussenden Wirtschafte— 

Maßnahmen eindeutig dom demokratisch gebildeten Willen 

des Volkes unterstellt worden* streben dio privaten 

Herrschaftskräfte der Großwirtschaft mit allan Mitteln 

danach« die Ausübung dor zentralen Staatsgewalt von 

HintergrundPositionen aus in ihrem Sinne zu lenken»
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Gegen diese V e r f 1 sclnmg der Demokratie hilft

nur dio Unterstellung der privaten Machtpositionen 

in der Wirtschaft unter demokratische Kontrolle» die

Überfahrten^ der (Iro funterno tunen ln Gemeineigentum 

und dio Herauaarbeitung einer demokratischen Untor- 

nehmen svorfa s surtg . "

Der Godesberger Parteitag hat es vorgezogen, diese klar©

Sprache nicht zu sprechen und es bei dem Tantvolffliar das Ent­

wurfs ku belassen« Allerdings verabsäumt© es der Partei- 

Vorsitzende Giienhauor nicht, sich zur "sozialistischen Neu­

gestaltung der Gesellschaft" t Protokoll« S. 3275 zu bekennen, 

eindeutig auszusprechen * "erst im Sozialismus wird die Demo­

kratie endgültig gesichert sein und zur vollen Entfaltung 

kommen" (ebda»« S. 57), und der kritiklosen Anbetung des Grund­

gesetzes die Erklärung entgegen*«!setzen, daß das Grundgesetz 

"in nicht wenigen Punkten / , « fortschrittlicher sein könnte" 

(ebda.» S. 6l). Niemand wäre in Godesberg auf die Idee gekom­

men, daß dieselben Gedanken, in einer prägnanteren Sprache 

geäußert (wie sic auch in Godesberg immerfort zu hören war), 

vierzehn Jahre spater als Ausfluß "einer kommunistischen Haltung" 

zubi Gegenstand elnea Grdrmngavcrfahrens gemacht werden würden«

i/ Unter Berufung auf den unvordrehbarex> Wortlaut der Hessi­

schen Verfassung, dio in Art« 39 "Mißbrauch wirtschaftlicher 

Freiheit", also ungezügelte Marktwirtschaft, mit Enteignung 

bestraft, hat Krölmlco geschrieben* "Festhalten an der Markt­

wirtschaft bedeuteto für Sozialdemokraten Verrat«w Wer nicht 

merkt, daß Krßhnke von der damaligen Sielt, cler Eatstehungazoit 

der Hessischen Verfassung-, spricht, gibt sich nicht di© Mühe, 

zu verstehen» wes er liest, oder will ca nicht verstehen.

Jirähnkoo Feststellung ist richtig* dio Parlaments Verhandlungen 

der Jahr© 1946 und 19^7 sind voller Belege für dies© historisch« 

Wahrheit« Ebenso unwiderlegbar ist der unmittelbar folgende 

Satz* "Festhalten an der Verfassung bedeutete für Sozialdemokraten
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Ent ei grnrng dor Monopole«" Und es ist schon East ein Kitz, 

daß das nickt nur für die Sozialdemokraten, sondern auch — 

bis weit ins Jahr 19^7 hinein - für die Wortführer der CDU 

galt (feilt fast nur )* Vor Eröhnke

daraus ©inen Strick drohen will, hat oin bißchen zuviel ver­

gossen.

s/ Der noch größere Witz ist, daß sich das Godssbergcr 

Programm gar nicht in dem Maße zur "Marktwirtschaft** bekennt,

wie oa ihm dor Vorstand des UI) Darmstadt-Stadt unterstellen 

möchte. Das Programm "bejaht** zwar den “freien Markt“ Proto­

koll . S» 18), aber mir dort,, vo "wirklich Wcttb̂ /.vorb ĥ rrg.c.htw. 

Schon 1959 was' dor Bereich dor Wirtschaft mit “wirklichem 

Wettbewerb* lächerlich klein. Er ist seitdem immer weiter, ge­

schrumpft» Man braucht nur den Wirtschafteteil der kapitalistisch

st.cn Zeitungen, dio ca in Deutschland gibt (Volt, E Man— 

doisblatt). zu lesen, um sich davon überzeugen« "Wo aber 

Märkte «äitor dl© Vorherrschaft von einzelnen oder von Gruppen 

geraten", heißt es ici Programm weiter, “bedarf es vielfältiger 

.Maßnahmen, um die Freiheit in der Wirtschaft zu erhalten» **

Eins “Marktwirtschaft" Jedoch* dio nur ra.lt nt ~nt!IcH^n r.anh—

Bcn ^erhalten* worden kann, hat gar keinen freien Harkt, und

dio Wirtschaftswissenschaftler, auch dio liberalen, sind da 

geneigt, von einer dlrif:1stisehen Wirtschaft zu reden« Nicht 

umsonst sicht das Codesberger Programm "ein entscheidendes 

Mittel zur Verhütung privater ?*arkt Beherrschung» (ebda.. S. 19) 

nicht in dor Herstellung eines unkontrollierten freien Marktes, 

sondern im "Wettbewerb durch üffcntiicho Unternehmen81. Besten­

falls also» Staatamonopole gegen private Monopole.

k/ Wenn die Verfasser' des Ausaclilußantrages gegen Srühnk® ein 

solches System für "Marktwirtschaft* halten, ist es ihr Privat­

vergnügen. Das Godosberger Programm hält cs nicht dafür» Das 

einzige Mal, wo es das Wort »Marktwirtschaft* erwähnt, sagt 

es (Protokoll. S. 20) unverblümt* "Die Marktwirtschaft gewähr­

leistet von sich aus keino gerecht© Einkommen— und Vermögens-
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ywtftUmg« Ba«u bedarf es einer feieXbewußten Mxik^wmm» 

Vorsts;«»«politik" f mithinviedorum des &&agS&C£ft»

der den Markt flicht "frei” »acht» «emfern i» ©»tscheidende»

Maß« refjuliert* In den Rabatte» de» Oodesberger Parteitags 

kojssot "Marktwirtschaft*,nach Auskunft da«* Sachregisters genau

vors einmal beim gegenwärtigen Bisnde»prli»ide»te»- ( «Mä.»* 

S, 278)* der »«in« nach unseren Verstellungen be£gg£ SS22ä$LtiS. 

tfarktvir t sot«ft * ~ aiao eine «staatlich regulierte Wirts «hart 

ohne freien Markt •* empfiehlt, und *um «ndera (ebdg.», S. 73) 

bei Willi.Birkelbach*. dem damalige» Torsitsenden de» Bezirks 

Hsa»©n~Sttd* der einen liberalen Professor (und cyWMPolitikor) 

t'aja Beweis® dafür »itiert, daß Wirtschaft®krl»eh und ©fündig© 

Gefahren für di© Saciat©»* der arbeitenden Bevölkerung w»it den • 

Mittel» einer markt»! rt sclmft liehe» Ordnung*1 niekt aus der 

Welt geschafft werden käimea. Ich weiß nicht • weiche *»e»iötX** 

demokratisches•• SpitaenpclitUcer* sich, wie Xroriiike sagt, arti 

einer selchen «Marktwirtschaft« bekam©», dis keine ist* Venn 

es solch© Spitzenpolitiker gibt, dann hat Xröhnk© natürlich 

reckt» V9S5Ö er sagt * 8uat«rÄttttwi da» Gro&stapi tai uaa re— 

gieren gegen di® I^olmabhdngigen* * SsziRi<ltiBOi£i'& *>0ö.» dxe da» 

Codeabergor Programm, fall» sAo ».ich aoraui Uerutcn» auca wiric» 

lieh kennen, können die Bekcuatoisss» deren sie &rdJjok® »assich* 

tlgt# gar nicht ablegen« Bis Jetat haben »ich rn.tr die Verfasser- 

|d©s Aussehlußantrag3 diese Kappe aufgoaotat* x mSl S* 

recht; Dafür kann er nichts«

Fynkt^JL-,

&/ Auch in Fragen der Arbeit»künpfe und der- Stellung 4©» Staat®» 

im Arbeit»kae^f scheint Krohuke da® Gedesberger Prograiast besser 

su k e m n  als die, di« ihn aaklagea* GaS» und gar unjnißv©rftt$m1- 

Xieb sagt das Frograw» l Protokoll« s« 21) i

«Alle Arbeiter®. Angestellteft und Beamten haben das Facht, ■ 

»Ich iss Gewerkschaft®» ®u«aas8ensstH®ohlieöen• Sn der -heutigen 

Wirtschaft, sind die Arbeitnehmer denen

v f
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beaetgep» :verm ©i© i&s«a nicht in iroabh&agigan Gavwto» 

scharten Ihr© solidarische» demokratisch gsorcmet© Kraft 

€ntg»/j«B6teU«n» tvo di® Arbeitsbedingungen fi*«i verein»* 

hören säi können*w

Wer daraus dl# .Verpflichtung für eine» Soaialdemekra. fee» heraus» 

liest* »ich in einem Arbeit©kämpf Je« neutral au verhalte», 

hat eine blühend© Phantasie. Der aitierte Wortlaut des. Programms 

besagt* daß Sozialdemokraten iswor auf aalten derer ssu stehen 

haben» dl© den *Kh*ßaa»<io»t©li©» der $htern©hmen und ihrer 'Ver­

bände1* atiageliefert sind tmd eich nur 1» ar&anislarten Arbeit*»', 

karapf gegen diese Sbsim&nd© »teilen behaupten können* Auch c!#-r 

Staat lat ia Godesberg©* Programm Arbeit©kämpfen gegenüber nicht 

ffttr Neutralität' aufgarufe».

fo/ rsXn der toi» Clovism-~ »ad Macht strebe» boatijmat©« Wirtschaft 

und Gesellschaft*» »egt da* Pr ©gramst (Protokoll.» S* l4)# *ß±ikd 

Beisokratt®* eossi&l« Sicherheit tsnd freie Persönlichkeit geiiürr»;- 

dst»8 Selbstverständlich müssen staatliche ln»t i t«tionea* auf''" “V
■ . . : JJ ■ ■ . ; iy ■

X̂kSMßSsBM'S.et©»» 244® dürfen ssis- oiei« ihr gegenüber neutral var-

halten.« Ser Staat« heiß« es i» Programm (ebda. * S.« 15) weiter» 

hat al© Sozialai«at “für- «sin# Bltrgar Basslttsversorga jeu treffen* 

um Jedem die eigenverantwortlich© Ss 1 bafbc?;t im run,% ©rrffiglichan

Sie ¥alirneliisnng de» Koalition»rechta geaüx-fc zur “eigeaversuatvort» 

■ liehen Selbstbestimmung*• Es «aterliegt keinem Zweifel* überall 

dort» wo arbeitende Menschen in iusUhmg ihr©.© X© ali ttonsrecht© 

im Arbeit ©karapf stehen. .aüs«ea staatliche Institut lenen* von 

Jeglicher Neutralität weit entfernt, den Arbeitend*» «or Seif’® 

stehen* ja sogar für sie ^Vorsorge treffe»** Aufgabe. vo» üossial- 

demokrate» in staatlichen Institution©» ist «»* das durchssußctsen 

Vom Standpunkt das Godesberger Pro;grasa»» hat Äröhnk© rocht» wen» 

©r «©int daß auch di« ’3P ■ i*i i Arbeits

dürfe» übsr die Auslegung c!«a Programm» kann'©» in dieser Be» 

»iahung keinen Streit geben»
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e/ Soviel lischt -könnt©» Saaialde^kr&tö» b*i da» Kojapr<ml»»e»*

&ua donsm da#!' Gruadgöaata i® ParlaaöHtariscltoa Bat. hervorgegaas«* 

gen latSp iisB̂ jrtifn «atfait«*! daß v o n l g s t m  in dioser Frage d w  

AuegeL'iaf «rissi® in dar LoSm*- und C«!udtaoBpfäng«r an die ĴSasam̂ jsalo— 

©teile®** Beehiumg getragen widca iet* X» der Eegtiuag des 

Ko'alitioHsreckt»,-la Art. 9 Aba* 3 GÖ ergreift des* Verfassung«

«rebar E n s ^ M S M  MMz» üSm  M i m  **»• ¥or~
bat der Beeinträchtigung der- Position der Lelm— und Gehalts«* 

empf&nger im Arbeit akanpf ** durch ¥»lutpfli cht * JSa fca »trophenhil fe * 

ia^taiidlffuiitsrdrSdßing und Bunde smilit&rhilfa an taadeftriglßruß» 

gen •» «pricbt eins iclr.ro Sprache. Anders ausgedrücktt staatlieber 

Eingriff zugunsten der Unternehmer im Arbeit sk&stpf ist Verfassungs-» 

widrig« Ebenso verfaßsungswidrig sind staatliche Eingriffe zw«*- 

gunsten von Streikbrechern $ natürlich berührt das nicht die Var-« 

pflic.ätai?i'*' staatlicher Organe» ««ach Streikbrecher an schütze».* 

wenn sie au Leib und Leben bedroht sind» Nirgends jedoch schreibt 

• das Gnmdgesota vor* daß es Aufgabe staatlicher Organe ©ein müsse*, 

für Strei&breober* »»fern ihnen kein leiblicher Schaden »ugefügt 

wird* den Zugang zur Arbeit»stelle sj« erkämpfen« Konkret? so 

energisch die Polizei darauf achten muß* duö Streikbrecher nicht 

physisch bedroht, nicht geschlagen und nicht mit ¥drfgeschosäen 

getroffen werden* so wenig hat sie die Pflicht* Streikposten - »sit 

physischer Gewalt von Fabriktoren vegssedr-itage».« IMS staatliche 

oder koKoamrnl® Behörden vermitteln müssen* mt Gmfalttütigkoitim 

vorzubeugen* Ist richtig. Fqisch i»t dagegen die im /ne Schluß» 

antrag vertretene- Theorie* daß die Polizei verr-f licht et sei* 

Streikbrecher«» *freien Zugang zum Verkw ssu vor-schaff«a.

d/ Auch Wenn die arboit©gerichtlich® Hecht»precSumg in neuerer 

2ait die Tendenz zeigt* eine Atreikbreeherfrmmdllebe Auslegung 

der Bestimaamgen über "Arbeitefrleden* zu begünstigen* kann e» 

nicht Aufgabe sozialdemokratischer Aratstrager sein, vor «olcliueo 

Tendenz©» den Rückgang ans«treten• Bestimmt sollten eie nicht 

von zieh aus die Auffassung vertreten* da0 si<® sich einor B«>gaa» 

stlguag im Arat schuldig machen* v ö ö s sie Streikbrechern nicht
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unter die Air»« greifen* _ Da seilt# man es itanter vea oeoei ■*&£ 

hüehstrichterliche JSatsek«Idungen ankumm®» und nötigen­

falls wegen erpreßten Verstoße* gegen. Art» 9 Abs« 3 GO bis «um 

Bundesverfasnungsgsrieht g&ixan* Arbeitex-recht© gegenüber Streik­

brechern a a t «  Hinweis auf § 3%6 StGB prei saugeb»»». ist eeaatt 

' das» va# »osialdemdkratlache Ast»träger nicht tu» 'dürfe». Di® 

Vorstellung» daß das Grundgesetz Streikbrechern de» SM£

Arbeite stelle verbürgt » weil es in Art. 8 Abs« X die •Vg^^ggStiOBSSr 

freibeit garantiert» ist verfasstmgarechtlicl*.- grotesk« das An­

treten su? Arbeit ist keine Versammlung* xmd wenn sieb Streik­

brecher vor den Fabriktore» ausamraenr©11 ©n» tu# gemeines»« Be- 

Gcblils.se über eine Schlackt gegen Streikposten sw fassen.» se 

ist das eine ^Versasmlwng unter freie« Himmel* im Siam« des Art 

Abs«, 2 <SG* die anmelduagapflichtig ist und vca der Poliaföibehör- 

de vereitelt werde» darf, kann wMwuß*

©/ ln Wirklichkeit gebt «s Hier überhaupt nicht um Strafgesetz 

• «nd nicht um Veraeaaluagsfreiheit» so»der» um .Arbeit areeht * Bi© 

im 0ed##b#rger Progroma festgesteXXto arboXtsrecbtiAchau Grund- 

tat »ach« * daß Lohn- und Gehalt a«apfäager denen* eile sie beschäf­

tig®» » w ausgeliefert * ,eind* weil sie trötg Gleichheit vor doia 

Gesetz die virtgehaftlleli Schwächeren sind, ist gewiß i» der 

.Hecht aprechung der Arbeit sg#rlcht& der Buudesr c-pufel ik verblaßt *

Aber sie findet ein« starke Stütze in der Arbeitsgeriehtabarkeit 

dar Weimarer -Republik» vor allem i nder Hecht sprechung de» fieiohs- 

arbei*sgerichts* Bs bedarf kaum -der Feststellung» daß es »u den 

Pflichten aller Sozialdemokraten* erst recht aber der »oaiaXdesä©* 

kratiscb.su Amtstr&ger gebart» den reaktionär©» Tand©»*«» im 

Arbeit »rächt nicht aus e igener Ent Scheidung n&chsugebon* sondern 

auf Schritt und Tritt - und vor allem unter Berufung auf viel© 

Präzedenzfälle sus der arbeitsgedoktX1eben Rechtaprechuaag der 

Weimarer Zeit - das verfassungsmäßig verbriefte ^alJ.ti^.nagf^cht.

Strfiî cbreclior̂ nî sriJf-li©. «u verteidige»* 3£©in soaialdetsokra—•

ttacker Oberbürgermeister «ad kein sozialdemokratischer Felis*!- 

n trachtmeister ist verpflichtet, iss Streikbrecher» der sich gegen 

Art. 9 Abs* 3 GG vergeht» einen »chuizwüröige» *Arb©ltsvilli£;<»iw 

’ su sehen. ¥®â  das tut, g&rot leicht in den Verdacht» “in erheb-

lieber Weis« gegen Grundsatz© der Partei _£äb / verstoße»* und

1. ■

■
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"in der ■ Öffentlichkeit **■ der Partei Schade» g e n » (¥1® man

•Sehad«« jfür; di© -Partei hogvorreft*<> bleibt ©in .̂ >raehU«b«n 

Gehaiimis dar Verfasser de» Ausschlu&u&trags» } Genosse Kröhak® 

h®.* a^fiMa jxbon getan* Sein iäsweie auf Art, 38 Ab«* 1

Hess Vfg ist njcMi. “imainnig1** Dies© Verf&ssungsversehrift sagt* 

daß das Gosetss "die Maßnahmen amsuordn©»." nahe# **«I® ®rf ©rderlich 

®ind* «» Z»*«s7 4©d©rmams. £" 322S. SH

Ein® Sbergrdifende Begedung dieser Art .ist di© ist Vergleich war 

Hessischen Vermessung pyäslssre Sicherung das Eoalltionsrechts 

in Art» 9 Aha#. 3 GC*> die ihrerseits eine VorttärlRmg erfährt '"in 

der Abschirmung des Tarifvertrags nach Art* 2$> .Aba* 2 Hess 'Wg. 

M o  man*« dreht tmd wendet« die Hecht «lag© spricht für Xrühnko * 

nicht für die#; di® ihn. anklagsn.

S ss& sUjl

Xn*keinen der acht Punkt® de« AussehinjQantrags ist dem 6snoei«a 

Kröhnk® auch mir ©in eiuaiger Verstoß gegen, dis Grundsätze der 

Partei nachgewiesen worden* • X» Scdine« der acht Punkte ist auch 

nur der Versuch unternommen worden# den Schaden darssulsgen# den • 

Genosse Kr ©Sank© -der Partei snrgefligt haben soll«

Umgekehrt legen die Verfasser cea Ausschluüantf'ags ihrerseits, 

eine . sehr mangelhaft« Kenntnis des öodesberger • Programms© und 

seiner Ent siehungsgeschicht <$ uad reichlich nebelhafte Vorstellim- 

gen über die geschichtlich® Entwicklung im letaten halben Jahr*» 

hundert an den Tag* Der Versuch d©r9 wie mau azmehmen sollte# 

geschulten und erfahrenen Funktionär©t einem »lebsehnjährigen 

Obersehfller pertelf©lnd.1 Ich© und verfassungswidrig:® Aasichi&n 

oder Haltungen versuhaXtea und ihn als strafwürdig au überführen# 

ist kläglich'. gescheitert«

Daraus Xti&t sich di® I»©hr© ziehen^ daß «t nicht gut ist# Meinungen 

sru verfolgen. -Damit pflegen Sozialdemokraten in der Hegel Schiff« 

bruch mn erleiden* Sie sollten dis» Gewerbe ©in für allemal 

denen über las sen # von denen ai© sich a© krampfhaft abzugren®«» 

trachten« <e!«» Komsassnisten* . . >
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£©n? daß erj Meinungenäußeref die "gesetzwidrig 

mnQ <üe Genoss©» Antragsteller ßaehärüclcUcIt darauf biawdifi^i 

daß cs in einer *frj»ibeitIlch!-<I«»olcratie-clie» Grundordnung" nie 

«ad nlmwar "gas©t»widrige Meinung©»** ge.-:;en kann» "Jedes? hat 

das Recht» »©ine Meimmg in Wort» Schrift Bild frei «u

äußern und zu verbreitet* £?•£?«9 (Art*, 1 Q8.) Wer- gerät

denn da "in de» Verdacht £ » J 9 ei sie Politik gegen das Grund­

gesetz ssu betreiherff

Mit Partelgruß

* ■*$ & **

iif

i ä

(A* H« L* Gurland) , k».

, u A

»ach schrift, f X» der 2« Beilage «u &&ffi&££sS&L"”

Berlin» Jg. 2» Kr» 1% (t o s 17» Januar t^SiQ stand sw le­

sen» "Bi« Arbeiterklasse «aß alles daraneetsen* ei»* planmäßi- 

ge Gestaltung der ViflpbiJt» das 3te—tfcereinstiHHsamg—Bringen 

von Produktion und Absatz» von Her Stellung und Verbrauch dor 

Güter herbeisntffUvrea* z ~ J "  Wir glaube» an den Sieg des Fort— 

schritte» u®na sich di# Arbsitorkln®m  ihrer Macht bewußt wird» 

Bin Festhalten an dar Form der Petaofcrati© bedeutet %(eutefr Passi­

vität der Arb alt er schafft« £-lo Lesum: ias die Clktciur des kyt..-- 

lotarlata zur Herstellung der ' aoss 5.&1 As cAachen l-luawa.5.

*%r Artikel stam»t© von eins» aohtsdmj^Shrlgfö) Jlbigling:, der 

■ ■ . . h i- - • • Eli ■ ss: a ; ( ■ »iebseSai : *ri<

JSröhnk© »©igt grUÖer« Reife und ein positiveres V#rhi£it»is aur 

ßeraokratlo.


